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§ 38 W-GBG
Gleichstellungsprogramm

 W-GBG - Wiener Gleichbehandlungsgesetz

 Berücksichtigter Stand der Gesetzgebung: 12.11.2024

1. (1)Das Gleichstellungsprogramm umfasst die von der Bürgermeisterin oder vom Bürgermeister für einen

Zeitraum von drei Jahren festgelegten Zielvorgaben. Bei Festlegung der Zielvorgaben ist auf § 37 und die

Vorschläge der oder des Gleichbehandlungsbeauftragten (Abs. 4) Bedacht zu nehmen. Die Zielvorgaben sind der

Magistratsdirektorin oder dem Magistratsdirektor und dem Zentralausschuss (§ 11 Wiener

Personalvertretungsgesetz) bekannt zu geben.

2. (2)Die Magistratsdirektorin oder der Magistratsdirektor hat die nach Abs. 1 festgelegten Zielvorgaben den

Dienststellenleiterinnen und Dienststellenleitern bekannt zu geben.

3. (3)Die Dienststellenleiterinnen und Dienststellenleiter haben der Magistratsdirektorin oder dem

Magistratsdirektor über den Grad der Umsetzung der Zielvorgaben des Gleichstellungsprogramms jedes Jahr zu

berichten, welche oder welcher der oder dem Gleichbehandlungsbeauftragten bis zum 1. März eines jeden Jahres

die gesammelten Berichte übermittelt.

4. (4)Die oder der Gleichbehandlungsbeauftragte hat unter Zugrundelegung der nach Abs. 3 einlangenden Berichte

bis zum 15. Oktober jedes dritten Jahres und unter Einbindung der jeweiligen amtsführenden Stadträtin oder des

jeweiligen amtsführenden Stadtrates einer Geschäftsgruppe und der Magistratsdirektorin oder des

Magistratsdirektors hinsichtlich des Bereiches der Magistratsdirektion und der sonstigen keiner Geschäftsgruppe

angehörenden Dienststellen einen umfassenden Bericht über den Stand der Verwirklichung der

Gleichbehandlung und Frauenförderung bei der Gemeinde Wien als Arbeitgeberin sowie einen Vorschlag für die

Zielvorgaben der nächsten Periode an die für Personalangelegenheiten zuständige amtsführende Stadträtin oder

den für diese Angelegenheiten zuständigen amtsführenden Stadtrat und an die für Frauenfragen zuständige

amtsführende Stadträtin oder den für diese Angelegenheiten zuständigen amtsführenden Stadtrat zu erstatten.

Die für Personalangelegenheiten zuständige amtsführende Stadträtin oder der für diese Angelegenheiten

zuständige amtsführende Stadtrat hat den Bericht und den Vorschlag an die Bürgermeisterin oder den

Bürgermeister weiterzuleiten, wobei sowohl sie oder er als auch die für Frauenfragen zuständige amtsführende

Stadträtin oder der für diese Angelegenheiten zuständige amtsführende Stadtrat eine Stellungnahme zu den

vorgeschlagenen Zielvorgaben abgeben kann.

In Kraft seit 01.01.2018 bis 31.12.9999
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